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7. Wahlperiode 

20 . 02 . 76 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Dr. Klein (Göttingen), Kunz (Beriin), Dr. Kunz (Weiden), 

Frau Pieser, Frau Berger (Beriin), Wohirabe, Straßmeir, Mülier (Berlin), 

Dr. Stark (Nürtingen), Lagershausen, Springorum, Dr. Sprung, 

Dr. Schuite (Schwäbisch Gmünd) und Genossen und der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Gewährleistung der Rechtsordnung an Beriiner Hochschuien 


Gewaltsame Auseinandersetzungen an der Freien Universität 
Berlin haben in den letzten Jahren immer wieder die Aufmerk- 
samkeit der Öffentlichkeit erregt. Es ist auch immer wieder 
sichtbar geworden, daß die FU-Spitze unter dem Präsidenten 
Rolf Kreibich rechtswidrigen Vorgängen nicht oder nicht ener- 
gisch genug entgegengetreten ist und daß linksradikale, ver- 
fassungsfeindlich eingestellte Organisationen an der Freien 
Universität und an den anderen Berliner Hochschulen wach- 
senden Einfluß ausüben. Wir verkennen dabei nicht, daß es 
einige wenige Fachbereiche an der Freien Universität gibt, die 
sich diesem Einfluß bisher nach Kräften zu entziehen versuch- 
ten. 

Golo Mann hat die Freie Universität als die „Unfreieste Uni- 
versität der Welt" bezeichnet. 

Der Senat von Berlin ist dieser Entwicklung nicht entschieden 
genug entgegengetreten, hat seiner Fürsorgepflicht für die 
Berliner Hochschullehrer nicht genügt und ist offenbar nicht 
in der Lage, die Ausrechterhaltung der Rechtsordnung im Be- 
reich der Freien Universität zu gewährleisten. In diesem Zu- 
sammenhang haben insbesondere in letzter Zeit die Vorgänge 
um Prof. Dr. Michael Klopfer Aufsehen erregt. 

Wir fragen daher die Bundesregierung: 

1. Trifft es zu, daß mit Duldung des Senats von Berlin der 
Präsident der Freien Universität ein Jahr lang Prof. Dr. 
Klopfer vor kriminellen Angriffen durch kommunistische 
Verfassungsfeinde nicht bzw. nicht effektiv genug sicherte, 
so daß Prof. Dr. Klopfer im ersten Jahr seiner Tätigkeit 
überhaupt nicht bzw. nur in einer Entfernung von mehreren 
Kilometern vom Universitätszentrum lesen konnte? 

2. Sind die gegenüber Prof. Dr. Klopfer begangenen Straftaten 
(etwa Nötigung, Freiheitsberaubung, Körperverletzung, 
Verleumdung, Beleidigung) geahndet worden und, wenn 
ja, wie? 
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3. Trifft es zu, daß der Präsident der Freien Universität mit 
Duldung des Berliner Senats aus eigener Initiative nichts 
gegen massenhaft vorhandene Wandzeitungen und Flug- 
blätter in der Freien Universität mit verfassungsfeindlichen 
Inhalten, Diffamierungen und Aufrufen zu Gewalttaten 
gegen verfassungstreue Hochschullehrer wie Prof. Dr. Klop- 
fer unternimmt? 

4. Trifft es zu, daß mit Duldung des Senats von Berlin von 
der FU-Spitze nach dem Prinzip parteilicher Rechtsanwen- 
dung verfassungstreue Hochschullehrer wie Prof. Dr. Klop- 
fer diskriminiert werden, indem ihnen angebliche Dienst- 
vergehen vorgeworfen werden, Disziplinarverfahren gegen 
sie eingeleitet werden, während in anderen Fällen tatsäch- 
liche Dienstvergehen von Hochschullehrern entweder nicht 
oder nur auf erheblichen Druck der öffentlichen Meinung 
verfolgt werden, dann jedoch bewußt verschleppt werden, 
um dann überstürzt wieder eingestellt zu werden? 

5. Trifft es zu, daß sich der Präsident der Freien Universität, 
Rolf Kreibich, zu einer punktuellen Zusammenarbeit mit 
den von der Sozialistischen Einheitspartei West-Berlin 
(SEW) gelenkten Aktionsgemeinschaft von Demokraten 
und Sozialisten (ADSEN) bereit gefunden und bewiesene 
Störungsversuche gegen sie geleugnet hat, ohne daß der 
Senat von Berlin hiergegen eingeschritten wäre? 

6. Trifft es zu, daß der Präsident der Freien Universität mit 
Duldung des Senats von Berlin jahrelang die Durchführung 
rechtswidriger Prüfungen an der Freien Universität sank- 
tionslos hingenommen hat? 

7. Trifft es zu, daß der Senat von Berlin angekündigt hat, er 
werde sich der Gefährdung seiner Hochschulreform durch 
das Hochschulrechtsrahmengesetz widersetzen und, wenn 
ja, billigt die Bundesregierung die damit zwangsläufig ver- 
bundene Lockerung der Bindungen Berlins an den Bund? 

8. Wie beurteilt die Bundesregierung ihre eigene Verantwor- 
tung für die Gewährleistung der auch im Land Berlin gelten- 
den Rechtsordnung der Bundesrepublik Deutschland, soweit 
die Freie Universität und die anderen Berliner Hochschulen 
betroffen sind? 


Bonn, den 20. Februar 1976 
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